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Rede von Dr. Manja Schüle 
Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Brandenburg  
 
Anlässlich der zentralen Gedenkveranstaltung zum 81. Jahrestag der Befreiung des 
Konzentrationslagers Ravensbrück, Fürstenberg/Havel – 3. Mai 2026. 
 

„Sehr geehrte Frau Iwańska,  

sehr geehrter Herr Fagot,  

sehr geehrter Herr Katznelson,  

sehr geehrte Frau Prochnow,  

sehr geehrte Frau Genest,  

liebe Angehörige, meine Damen und Herren, 

 

ich möchte heute mit einem Wort beginnen, das uns seit Jahrzehnten begleitet und mir immer 
weniger selbstverständlich wird.  

Das Wort heißt: Erinnerung. 

Wir sprechen von Erinnerungskultur – davon, dass wir erinnern müssen.  

Und das ist auch richtig – ich habe es selbst oft gesagt – aber: Dieses Wort fällt mir an Tagen wie 
heute, vor Menschen wie Ihnen, unangenehm auf. 

Denn erinnern können nur Sie, liebe Frau Iwańska, Herr Fagot, Herr Katznelson, Frau Prochnow – 
wir Nachgeborenen erinnern nicht, wir gedenken – das ist nicht das Gleiche.  

Wer erinnert, ruft etwas auf, das er erlebt hat. Wer gedenkt, bezieht sich auf etwas, das ihm 
erzählt wurde. 

Sie, Frau Iwańska, erinnern Ravensbrück nicht nur, Sie tragen es in sich – und Sie werden uns 
gleich davon erzählen.  

Als Sie 1945 hier ankamen, trugen Sie bereits eine Nummer aus Auschwitz auf der Haut. Hier 
bekamen Sie eine zweite.  

Sie, Herr Fagot und Herr Katznelson – Sie waren als Kinder hier inhaftiert.  

Und Sie, Frau Prochnow, wurden 1944 in diesem Lager geboren.  

Was Ihnen und Ihren Familien angetan wurde, tragen Sie in Ihren Körpern, Ihren Träumen, in 
Sätzen, die Sie sagen, damit wir das Unaussprechliche hören – und auch in Ihrem Schweigen.  

Was hier vor 81 Jahren geschah, ist daher nicht Geschichte. Es ist Gegenwart. Es ist anwesend. 

Vielleicht sollten wir uns fragen, ob das Wort „Erinnerung“ uns nicht zu leicht über die Lippen 
geht – weil es einen Schmerz trägt, den nur die Überlebenden kennen. 
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Ich sage das nicht, um unsere Erinnerungskultur kleinzureden – im Gegenteil: Sie ist eine bittere 
Errungenschaft. Aber jede Errungenschaft, die nicht immer wieder geprüft und verteidigt wird, 
wird leicht zum leeren Ritual und damit angreifbar. 

Ich bin Jahrgang 1976, in Brandenburg aufgewachsen. Ich habe die neunziger Jahre hier erlebt, 
die man später die Baseballschlägerjahre genannt hat.  

Ich habe gesehen, wie schnell aus politischer Verunsicherung Gewalt wurde; aus Ressentiment 
Schläge, aus Schlägen Tote.  

Ich habe gelernt, dass der Abstand zwischen einer Gesellschaft, die sich für sicher hält, und 
einer Gesellschaft, in der bestimmte Menschen nicht mehr sicher sind, sehr viel dünner ist, als 
man glauben möchte.  

Er wird nicht in Epochen gemessen, er schmilzt manchmal in Monaten. 

Durch viele Besuche in Israel weiß ich, was es heißt, wenn die deutsche Geschichte sich nicht in 
Bibliotheken befindet, sondern im Familiengedächtnis. Und viele Menschen dort und weltweit 
schauen nach Deutschland mit einer Aufmerksamkeit, die sich viele von uns abgewöhnt haben. 

Ich möchte Ihnen daher einen Gedanken zumuten, der mir nicht leicht fällt – umso mehr, weil 
ich als Vertreterin der Landesregierung Brandenburgs vor Ihnen stehe. 

Es gibt in diesem Land die Gewohnheit, immer wieder zu fragen, was wir von den Überlebenden 
lernen können. Dabei ist diese Frage längst hundertfach beantwortet. 

Margot Friedländer hat es gesagt: Seid Menschen.  

Charlotte Knobloch hat es gesagt: Passt auf unser Land auf.  

Esther Bejarano hat gesagt: Steht auf gegen Faschismus, jeden Tag.  

Frau Iwańska wird gleich sprechen, und ich vermute, auch sie hat eine Botschaft für uns, die wir 
eigentlich schon kennen – und trotzdem dringend hören müssen. 

Was diese Stimmen über Jahrzehnte geleistet haben, ist außerordentlich. Überlebende aus aller 
Welt gehen in Schulen, sprechen in Parlamenten, kommen zu Gedenkfeiern.  

Und Gedenkstätten wie diese hier gehören wissenschaftlich und pädagogisch zu den besten der 
Welt.  

Wir haben Bildungsprogramme, Forschungsstellen, eine Erinnerungsinfrastruktur, um die uns 
viele Länder beneiden.  

Und doch stellen wir fest: Es reicht noch immer nicht aus. 

Ich glaube nicht, dass die Erinnerungsarbeit dieses Landes versagt hat. Ich glaube, dass sie an 
eine Grenze gestoßen ist.  

Eine Gedenkstätte kann zeigen, was war. Sie kann erklären, wie es möglich wurde. Sie kann 
junge Menschen berühren.  

Was sie nicht leisten kann: die politischen, sozialen und ökonomischen Bedingungen herstellen, 
in denen diese Menschen das Gelernte umsetzen wollen und können.  

Und die politischen, sozialen und ökonomischen Bedingungen ändern, die dazu führen, dass 
Menschen unerreichbar bleiben. 
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Diese Bedingungen herzustellen, ist Aufgabe der Politik. Und es ist Aufgabe der Zivilgesellschaft 
– der Vereine, der Nachbarschaften, der Familien, der Freundeskreise.  

Antisemitismus ist keine deutsche Pathologie, er ist eine Versuchung der modernen 
Gesellschaft – eine Antwort, die immer dann attraktiv wird, wenn die wirklichen Antworten zu 
schwer werden.  

Aber wir hierzulande können uns nicht auf historische Unwissenheit berufen. 

Wir leben in einer Zeit, in der eine Partei, die größtenteils vom Verfassungsschutz als 
rechtsextrem eingestuft wird, in unserem Bundesland fast jede dritte Stimme bekommt.  

Im vergangenen Jahr wurden in Deutschland mehr als 8.000 antisemitische Vorfälle 
dokumentiert.  

In Brandenburg sind fast zwei Drittel aller politisch motivierten Straftaten rechts motiviert.  

Jüdinnen und Juden in Deutschland erwägen, ob sie noch hier bleiben können. 

Es ist leicht, mit dem Finger auf jene zu zeigen, die anfällig geworden sind für einfache Antworten 
und deshalb extremistisch wählen.  

Es ist schwerer, sich selbst zu fragen, was wir nicht angeboten haben, und was diese Menschen 
brauchen, um nicht anfällig zu werden.  

In Zeiten von Krisen, von Kriegen, von Zukunftsängsten suchen Menschen nach einfachen 
Erklärungen. Und die Antworten, die wir geben, hinken oft hinterher, weil die Probleme komplex 
sind und die Demokratie langsam ist.  

Das ist die ehrliche Lage – das ist nichts, was wir allein mit Bildung und Aufklärung lösen 
können. 

Aber es gibt einen Punkt, an dem sich diese Anfälligkeit jeden Tag konkret zeigt und bei der wir 
alle etwas tun können – das ist die Sprache, in der wir über andere Menschen sprechen. 

Was die Entmenschlichung und den Massenmord von Ravensbrück vorbereitet und ermöglicht 
hat, war eine Sprache, in der Menschen aufgehört hatten, Einzelne zu sein.  

Ein Denken in Kategorien, hinter denen sie verschwanden. Erst die Kategorie macht aus dem 
Verbrechen ein System. 

Solange ein Mensch einen Namen hatte, ein Gesicht, eine Geschichte, war es schwierig, ihn zu 
deportieren. Sobald er zu „den Juden" wurde, konnte man es bürokratisch organisieren. 

Diese Operation – das Verschwinden von Einzelnen in Kategorien – ist nicht historisch. Es 
geschieht jeden Tag. In Talkshows, in Wahlkämpfen, in Sätzen über „die Migranten", „die 
Muslime", „die Israelis", „die Juden".  

Es geschieht rechts wie links – und es geschieht uns allen auch in eigenen Sätzen, wenn wir 
ehrlich sind. 

Im März dieses Jahres haben sich zwei Mädchen im Krematorium dieser Gedenkstätte für eine 
Internet-Challenge mit erhobenem und ausgestrecktem Arm fotografieren lassen. Es ist nicht 
meine Aufgabe, hier über sie zu urteilen, ich kenne sie nicht.  

Aber es ist meine Aufgabe, zu fragen, in welcher Sprache, in welcher Stimmung, in welcher 
Normalität sie aufgewachsen sein müssen, dass das überhaupt eine Möglichkeit war.  
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Und es ist meine Aufgabe, zu fragen, was wir tun können, damit es die nächsten beiden nicht 
tun. 

Die Gedenkstätte hat in diesem Fall pädagogisch gearbeitet und das Gespräch gesucht.  

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Gedenkstätte haben in den letzten Monaten 
Deeskalationstrainings absolviert.  

Das ist ein Zustand, der zeigt, dass alle, die diese Gedenkstätten ernst nehmen, gefragt sind. 

Eltern, die dem nachgehen, was ihre Kinder online sehen.  

Schulleitungen, die ihre Lehrkräfte nicht alleinlassen.  

Vereine, Nachbarinnen, Großeltern, die hinhören, wenn am Familientisch Sätze fallen, an denen 
man früher noch gestutzt hätte.  

Die Gedenkstätten können nicht die einzigen sein, die diese Arbeit tun. 

Und Politik kann es nicht verordnen. 

In dieser Lage zeigt sich, ob das Versprechen, das die Befreiung dieses Lagers am 30. April 1945 
enthielt, eingelöst wird oder nicht. Das Versprechen war: Nie wieder. Und es war nicht eines an 
die Toten. Es war eines an die Lebenden, die noch kommen würden. An die Generation der 
Überlebenden und an die Nachgeborenen. An uns alle. 

Frau Iwańska, Herr Fagot, Herr Katznelson, Frau Prochnow – ich danke Ihnen, dass Sie heute hier 
sind.  

Mehr noch danke ich Ihnen für das, was Sie uns über die Jahre gesagt haben und für Ihre Geduld. 

Unsere Enkel werden uns eines Tages nicht fragen, ob wir gut erinnert haben.  

Sie werden fragen, was wir verstanden und was wir damit gemacht haben. 

Die Antwort darauf geben wir jetzt, jeden Tag. 

Sie liegt nicht in großen Reden. Sie liegt darin, ob wir die Sprache verändern, in der wir über 
andere Menschen sprechen.  

Ob wir den Mund aufmachen, wenn Menschen ausgegrenzt, beleidigt oder bedroht werden. 

Und ob wir unser Zusammenleben so gestalten, dass die einfachen Antworten der Ideologen 
weniger anziehend wirken, weil die schwierigen Antworten der Demokratie wieder die Besseren 
sind.“ 


